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Einleitung
Im Rahmen des vorliegenden Beitrags sollen Pro-
gramme zur Wahl des Deutschen Bundestages am 
24. September 2017 im Hinblick auf die darin ent-
haltenen Aussagen zur Erwachsenenbildung und 
zum lebenslangen Lernen befragt werden. Der Bei-
trag bildet damit die Fortsetzung der Wahlpro-
gramm analyse zur letzten Bundestagswahl (Klou-
bert/Scheidig 2013)1. Er beschränkt sich auf jene 
Parteien, denen zum Zeitpunkt der Sichtung (Juli 
2017) demoskopisch begründete Chancen auf einen 
Einzug in den Bundestag eingeräumt werden: Die 
Analyse umschließt somit sechs Bundestagswahl-
programme in ihrer fi nalen Fassung, nämlich die 
von CDU/CSU2, SPD3, Bündnis 90/Die Grünen4, 
Die Linke5, AfD6 und FDP7.

Eine Anreicherung der Analyse um andere pro-
grammatische Parteidokumente, insbesondere 
Grundsatzprogramme und Positionspapiere, ver-
spricht eine lohnende Perspektiverweiterung, muss 
hier aber aufgrund der gebotenen Kürze ausblei-
ben. Der Beitrag fokussiert programmatische Stand-
punkte zur Erwachsenenbildung, was impliziert, 
dass Positionen zur Elementar-, Schul-, Berufs- und 
Hochschulbildung nur dann referiert werden, wenn 
sie explizite Bezüge zur Erwachsenenbildung auf-
weisen beziehungsweise in den Kontext des lebens-
langen Lernens gestellt werden. 

Funktionen von Weiterbildung
Bildungsprozessen im gesamten Lebenslauf res-
pektive im Erwachsenenalter werden in den Wahl-
programmen unterschiedliche Funktionen zuge-
sprochen. Insgesamt dominiert eine ökonomische 
Perspektive, die – wie bereits 2013 (Kloubert/Schei-
dig 2013) – auch ihren sprachlichen Niederschlag 
in der Bevorzugung des Weiterbildungs- vor dem 
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Erwachsenenbildungsbegriff  fi ndet: Weiterbildung 
soll Arbeitslosigkeit verringern beziehungswei-
se verhindern und insbesondere Langzeitarbeits-
losen helfen (CDU/CSU, FDP, Grüne, SPD), in-
dividuelle Berufs- und Arbeitsmarktperspektiven 
verbessern (CDU/CSU), sozialen Aufstieg gewähr-
leisten (FDP, Grüne), berufl iche Umorientierun-
gen unterstützen (Linke), Geringqualifi zierte nach-
qualifi zieren (CDU/CSU, Grüne, SPD) und Frauen 
mehr als bisher die Übernahme sozialversiche-
rungspfl ichtiger Jobs ermöglichen (CDU/CSU). 
Teilhabe am Arbeitsmarkt soll auch das Erlernen 
der deutschen Sprache gewährleisten (CDU/CSU). 
Gesamtgesellschaft lich und volkswirtschaft lich wird 
Weiterbildung eine Rolle bei der Beseitigung des 
Fachkräft emangels und dem Ausschöpfen der Ar-
beitspotentiale zugesprochen (CDU/CSU, SPD), sie 
wird als Beitrag zu ökonomischem Wachstum und 
Wohlstandssicherung (CDU/CSU) und zur Armuts-
bekämpfung (FDP) sowie als Grundlage für eine 
nachhaltige soziale, ökologische und ökonomische 
Gesellschaft sentwicklung (Grüne, SPD) verstanden. 
Auch soll sie helfen, den digitalen und technischen 
Wandel zu bewältigen (FDP, Linke, SPD). 

Auf individueller Ebene soll lebenslanges Lernen 
gesellschaft liche Teilhabe (FDP, Grüne, Linke), Per-
sönlichkeitsentfaltung (AfD, CDU/CSU, FDP, Lin-
ke), digitale Selbstbestimmung (SPD), Chancenge-
rechtigkeit (Grüne) sowie die Öff nung vielfältiger 
individualisierter Lebenswege (FDP) ermöglichen. 
Es wird erwartet, dass Bildung im Erwachsenen-
alter auch der Gesellschaft  zugutekommt, sie soll 
zur Integration beitragen (CDU/CSU, Grüne) und 
die Wahrnehmung staatsbürgerlicher Rechte und 
Pfl ichten fördern (AfD). In Bildung wird überdies 
eine Antwort auf die Gefahren des Terrorismus und 
Extremismus gesehen (FDP, Grüne).
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Weiterbildungsbezogene Forderungen 
Mit Blick auf die Forderungen scheint weitgehend 
Einigkeit hinsichtlich des Erfordernisses der Stär-
kung von Medienkompetenz für alle Generationen 
zu bestehen (CDU/CSU, FDP, Grüne, Linke, SPD) 
und bezüglich des ausgewiesenen Bedarfs an digi-
talisierungsbezogener Weiterbildung für Lehrkräf-
te (CDU/CSU, FDP, Linke, SPD) beziehungsweise 
generell für alle Arbeitnehmer (CDU/CSU). Digi-
talisierung wird auch als Chance für Weiterbildung 
selbst gesehen, verbunden mit der Erwartung einer 
erhöhten Flexibilität und Reichweite des Lernens 
(FDP, SPD). Es korrespondiert mit dem Bestreben, 
Menschen in allen Regionen Deutschlands (CDU/
CSU) beziehungsweise generell allen Menschen 
(Grüne, SPD) gleichwertigen Zugang zu lebenslan-
gem Lernen zu gewähren. Für Deutschland wird 
in diesem Kontext ein allgemeines Recht auf Wei-
terbildung (Linke, SPD) sowie die Umsetzung des 
von der UNO deklarierten Menschenrechts auf Bil-
dung (SPD) gefordert – was auch Inklusive Bildung 
für Erwachsene (SPD) und Menschen ohne Aufent-
haltsstatus (Grüne) einschließt. 

Bezüglich der bildenden Funktion von Medi-
en wird eine Regelung für den Verleih von E-Books 
durch Bibliotheken (SPD) ebenso gefordert wie der 
Wettbewerb und die Qualitätssicherung freier Me-
dien (CDU/CSU). Mediale Bildung durch Rund-
funk wird aber auch unter politischen Manipulati-
onsverdacht gestellt (AfD). Die kulturelle Teilhabe 
soll durch Bildung gefördert werden (FDP, Grüne) 
– ebenso wie die interkulturelle Bildung durch die
Stärkung unter anderem der Goethe-Institute, der 
Deutschen Welle, der politischen Stift ungen und 
des DAAD (Grüne, SPD). Von anderer Seite wird 
hingegen eine Einfl ussminderung von internatio-
nalen Stift ungen und eine Abkehr von globalisie-
rungsaffi  ner Bildung gefordert (AfD).

Bildung in ihrer gesamten Breite fokussieren die 
Wahlprogramme jedoch nur eingeschränkt, wie die 
vielfach berufl ich konnotierten Forderungen of-
fenlegen: Alle Beschäft igten sollen gleiche Chan-
cen auf Weiterbildung besitzen (SPD) und von einer 
Freistellung für Bildung profi tieren (Grüne, Lin-
ke, SPD). Auch wenn darauf verwiesen wird, dass 
Weiterbildung als Angebot und nicht als Selbstop-
timierungsgebot zu verstehen ist (Linke), wird Wei-
terbildung vor allem als Instrument der Arbeitsför-
derung ausgelegt: Erwerbslosigkeit soll als Anlass 
berufl icher Weiterbildung genutzt werden (FDP, 
SPD), fl ankiert durch Angebote der Bildungsbera-
tung (Linke, SPD) und Kompetenzerfassung (SPD) 
sowie unterstützt durch einen Anspruch auf Wei-
terbildung für Erwerbslose (Linke). Gemeinsam 
mit der Wirtschaft  sollen bedarfsangepasste Qua-
lifi zierungsangebote für Erwerbslose (AfD) sowie 
fl ächendeckende Angebote gegen Analphabetis-
mus und mangelnde Grundbildung (Grüne) erar-
beitet werden. Die Rückkehr in den Arbeitsmarkt 
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nach einer Elternzeit sowie von Alleinerziehenden 
soll durch Weiterbildung unterstützt werden (Lin-
ke). Ausländische Abschlüsse sollen schneller aner-
kannt werden (FDP, Linke, SPD), wobei diesbezüg-
lich auch eine Angst vor berufl ichem Niveauverlust 
artikuliert wird (AfD). Zugewanderte sollen schnell 
Zugang zu sprachlicher Förderung (Linke) und ei-
nen Anspruch auf qualitätsvolle Integrationskurse 
erhalten (Grüne), insbesondere die Arbeitsmarkt-
integration von gefl üchteten Frauen wird als Dring-
lichkeit ausgewiesen (Grüne).

Finanzierung von Weiterbildung 
Es konkurrieren verschiedene Finanzierungsmo-
delle berufsbezogener Weiterbildung: Sie reichen 
von einer steuerlichen Förderung eines „Bildungs-
sparens“ von Arbeitnehmern und der Aussicht auf 
anteilige Kostenübertragung von Unternehmen zur 
Bundesagentur für Arbeit (FDP) über die Idee vom 
mit staatlichem Startkapital ausgestatteten „Ent-
wicklungskonto“ für alle Bürger zur Absicherung 
von Weiterbildungszeiten (SPD), eine „grüne Bil-
dungsZeit Plus“ als Kombination aus Zuschuss und 
Darlehen für Weiterbildung (Grüne) bis hin zur 
Forderung der vollständigen Kostenübernahme 
durch Unternehmen, die in einen Weiterbildungs-
fonds einzahlen sollen (Linke). Eine fi nanzielle För-
derung sollen auch Akteure kultureller Bildung 
(FDP, Grüne, Linke, SPD), Gedenkstätten (Grüne, 
SPD) und die Volkshochschulen (Linke) erhalten 
– Letztere, um das Angebot ausbauen und kosten-
frei anbieten zu können (Linke). Die in der Erwach-
senenbildung Tätigen sollen angemessen bezahlt 
(Grüne) und in einen Tarifvertrag und in Festan-
stellung überführt werden (Linke).

Adressaten von Weiterbildung 
Als Weiterbildungsadressaten werden neben den 
bereits genannten Zielgruppen vor allem spezifi sche 
Berufsgruppen genannt, nicht selten des öff entli-
chen Diensts: Th emenspezifi sche Weiterbildung soll 
Ämter, Krankenhäuser und Behörden für Gewalt 
gegen Frauen sensibilisieren (Linke), die Toleranz 
staatlicher Entscheidungsträger erhöhen (FDP), die 
interkulturelle und religiöse Kompetenz der Polizei, 
Gerichte und Sicherheitsbehörden stärken (Grü-
ne), Bundeswehrsoldaten politisches Lernen er-
möglichen (Grüne) und neue berufl iche Optionen 
eröff nen (Linke), für Pfl egekräft e und Beschäft ig-
te in Privathaushalten off enstehen (Linke), demo-
kratisches Wissen in Bildungsinstitutionen mehren 
(Grüne), Ausbildende von Menschen mit Behinde-
rung qualifi zieren (SPD) sowie Richter und Staats-
anwälte für Cyberkriminalität wappnen (FDP). Da-
rüber hinaus soll das freiwillige Engagement durch 
Weiterbildung eine Förderung erfahren (Grüne).

Die nicht berufl ichen Forderungen zentrieren 
sich primär auf gesellschaft liche Herausforderun-
gen und Problemlagen: Lebenslanges Lernen soll 
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(stärker als bisher) auf Menschenrechtsbildung und 
Friedenserziehung zielen (Grüne), Antisemitismus, 
Rassismus, Extremismus und Terrorismus entge-
gentreten (FDP, Grüne), die Vielfalt sexueller Iden-
titäten berücksichtigen (FDP, Grüne). 

Weiterbildungsbezogene Vorhaben
Die konkreten Vorhaben der Parteien, von de-
nen einzelne bereits benannt wurden, setzen un-
terschiedliche Akzente: Die Unionsparteien möch-
ten eine „Nationale Weiterbildungsstrategie“ mit 
Arbeitgebern, Gewerkschaft en und „den zustän-
digen Stellen“ erarbeiten, ein Modell der höhe-
ren Berufsbildung etablieren und sich für eine 
„Bildungs-Cloud“ einsetzen. Die SPD möchte 
Bildungsurlaub in allen Bundesländern, mehr 
Weiterbildungsstipendien und ein „Arbeitslosen-
geld Q“ für Qualifi zierungsmaßnahmen. Die Grü-
nen erstreben einen europäischen Nachrichten- und 
Bildungssender in allen europäischen Sprachen, ei-
nen Aktionsplan für Vielfalt und gegen Homo-, Bi- 
und Transfeindlichkeit sowie ein Museum der Ge-
schichte und Kulturen der Sinti und Roma. Die 
Linke fordert ein Rahmenprogramm „Inklusive Bil-
dung“ für alle Bildungsbereiche und Altersstufen 
und eine Förderung der Freiwilligendienste als Bil-
dungsdienste. Die FDP möchte zehn Prozent des 
jährlichen Kulturbudgets für kulturelle Bildung auf-
wenden sowie eine Online-Bildungsplattform ein-
richten, auf der alle Bürger MOOCs mit Zertifi kat-
erwerb absolvieren können. Die AfD möchte einen 
verschlüsselten, kostenpfl ichtigen „Bürgerrund-
funk“  mit objektiver Berichterstattung und kulturel-
len und bildenden Inhalten.

Fazit
Erwachsenenbildung erfährt in den Wahlprogram-
men insgesamt weniger Aufmerksamkeit als andere 

Bildungsbereiche, obschon die quantitative Dimen-
sionierung sehr unterschiedlich ausfällt: Insbeson-
dere die Parteien links der Mitte und mit Abstri-
chen auch die FDP versuchen, sich durch eine auch 
in Erwachsenenbildungsfragen angereicherte Bil-
dungsagenda zu profi lieren, wohingegen CDU/CSU 
und insbesondere die AfD das lebenslange Ler-
nen als Th ema kaum besetzen. Dass bildungspoliti-
sche Aussagen oft mals plakativ, Feststellungen banal 
und Forderungen unspezifi sch sind und nur weni-
ge konkrete Vorhaben benannt werden, dürft e dem 
Genre Wahlprogramm geschuldet sein, das im Sin-
ne der erhofft  en Rezeption wohl per se zu gewisser 
Vagheit tendiert und insofern fachlichen Leseinter-
essen nicht entsprechen kann.

Inhaltlich wird Erwachsenenbildung mit der Er-
wartung der Lösung zahlreicher ökonomischer, be-
rufl icher, gesellschaft licher und individueller Her-
ausforderungen konfrontiert und in den Dienst von 
Wirtschaft  und Gesellschaft  gestellt. Ihre Bedeutung 
für die Persönlichkeitsentwicklung, die Mündig-
keit Erwachsener und die selbstbestimmte Lebens-
führung fi ndet nicht die gebotene Aufmerksamkeit 
wie auch insgesamt das Lernen im Kontinuum des 
Lebens bestenfalls konturenhaft  in seiner Breite an-
gedeutet wird. Wie bereits 2013 überwiegt bei der 
Kontextualisierung und Begründung lebenslangen 
Lernens in den Wahlprogrammen ein funktionales 
Bildungsverständnis unter Betonung unterstellter 
Bildungsbedarfe.

Ungeachtet der zu bedauernden Vagheit und 
Engführung erlauben die Wahlprogramme hin-
sichtlich der Partei-Positionierungen zu Fragen und 
Perspektiven der Erwachsenenbildung erste Ein-
schätzungen, bildungspolitische Einordnungen und 
einen Parteienvergleich, da themenspezifi sche Un-
terschiede und Gemeinsamkeiten, geteilte und di-
vergierende Vorstellungen hervortreten. 

Forum_3_2017.indb   40Forum_3_2017.indb   40 25.08.17   12:5425.08.17   12:54




